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Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeltung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 26. Juni 1862. 


Telegraphiſche Depeſche und Nachrichten. 

ien, 25. Juni. Das Abendblatt des „Wanderer“ enthält ein 
Telegramm aus Belgrad vom heutigen Tage, nach welchem die erſte 
Konferenz ſtattgefunden hat. Der Fürſt will die Schleifung aller Fe: 
ſtungen. Die türkiſchen Truppen ſind bis nahe an die ſerbiſche Grenze 
vorgerückt. Die Baſchibozuks ſind bei Beljina concentrirt. Es ſind 
die firengften Maßregeln wegen Reſpektirung aller Nationalitäten ge: 
troffen worden. 

Paris, 24. Juni. General Douay hat in Mexiko einen Erfolg 
davon getragen. Die Königin von Spanien iſt von einer Tochter ent⸗ 
bunden. Wie man glaubt, dürften die Verſtärkungen nach Mexiko im 
September abgehen. 

Wien, 25. Juni. Der heutige „Wanderer“ meldet in einem Telegramm 
aus Belgrad vom geſtrigen Tage, daß der erwartete Kommiſſarius der Pforte 
daſelbſt angekommen ſei. Die Organifirung mehrerer Bataillone gedienter 
Soldaten, ſo wie die Uebung aller Waffenfähigen in den Waffen ſind ſeitens 


der ſerbiſchen Regierung angeordnet worden. Der Fürſt verlangt die Räu⸗ 


mung aller Feſtungen. 5 5 . 

Trebinje, 23. Juni. Geſtern Mittag iſt Derbiſch Paſcha mit ſeinen 
verſtärkten Truppen von Bilſch nach Banjani aufgebrochen, wie man glaubt, 
um neuerdings in Montenegro einzurüden. a 

Semlin, 23. Juni. Der „Temesv. Ztg.“ wird gemeldet: Der türkiſche 
Kaiſer hat Achmet Paſcha als Pforten⸗Commiſſär, um die belgrader Wir⸗ 
ren auf diplomatiſchem Wege zu ſchlichten, abgeſendet. Derſelbe, welcher 
Orſova bereits paſſirte, wird in Begleitung noch zweier Paſchas in der Fe⸗ 
ſtung Belgrad ſtündlich erwartet. Die Plünderung war bis zur Publicirung 
des Standrechtes ſtark und ohne alle Schonung. Es wurde das Gut Ein⸗ 
heimiſcher wie Fremder ſtark mitgenommen. Die in Folge der jüngſten Er⸗ 
eigniſſe bewirkten Verſtärkungen des öſterreichiſchen Cordons find wieder ein⸗ 
gezogen worden. : 

(Wie ein agramer Correſpondent des „Vid.“ gerüchtweiſe meldet, ſollen 
die Serben in zwei Colonnen die bosniſche Grenze überſchritten haben. An 
welchem Punkte dieſe angebliche Invaſion ſtattgefunden, darüber herrſcht 
aber noch die vollkommenſte Ungewißheit). 


Preußen 
Landtags = Verhandlungen. 

14. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (25. Juni). 

Präſident Gra bow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche: v. d. Heydt, Graf zur Lippe, v. Holzbrinck, ſpäter v. Jagow, 
v. Mühler, ein Reg.⸗Commiſſar. — Der ur v. Patow iſt eingetreten 
und hat neben dem Ab. v. Vincke (Stargard) Platz genommen. 

Der Präſident des Herrenhauſes hat die Geſetzentwürfe, betreffend die 
Miniſterverantwortlichkeit und die Abänderung der Art. 49 u. 51 der Verf.⸗ 
Urkunde, überſandt. 1 . 

Präs. Grabow ſchlägt vor, die Vorlage einer Commiſſion von 21 Mit: 
gliedern zu überweiſen und durch dieſe Commiſſion zunächſt die Frage über 
die Continuität des Herrenhauſes vorberathen zu laſſen. — Abg. Tweſten 
ſtellt folgenden Antrag: „In Erwägung, daß eine Continuität der gegen⸗ 
wärtigen Seſſion des Hauſes der Abgeordneten und derjenigen des letzten 
Winters nicht ſtattfindet und daß die Geſetzentwürfe über die Verantwort⸗ 
lichkeit der Miniſter und die Abänderung der Art. 49 u. 61 der Verfaſſung 
in der gegenwärtigen Seſſion weder von dem königl. Staatsminiſterium vor⸗ 
gelegt, noch von dem Herrenhauſe in der im Art. 107 der Verfaſſung vor⸗ 
geſchriebenen Form beſchloſſen ſind, erklärt das Haus, daß es in die Bera⸗ 
thung der Geſetzentwürſe nicht eintreten kann.“ — Der Präſident will dieſen 
Antrag ebenfalls der oben bezeichneten Commiſſion überweiſen. — Abgeord⸗ 
neter Tweſten beantragt Vorberatung im Haufe; die Frage ſei ſehr klar 
und eine Berathung durch eine Commiſſion werde eine Zeitverſchwendung 
ſein; eventuell beantragt er, die Commiſſion zuerſt mit der Entſcheidung der 
Präjudizialfrage zu beauftragen. — Abg. v. Vin cke (Stargard) erachtet bei 
der Wichtigkeit der Frage die Vorberathung durch eine Commiſſion für noth⸗ 
wendig; es handle ſich um eine verſchiedene Auslegung der Verfaſſung durch 
zwei Factoren der Geſetzgebung. — Juſtizmiuiſter Gr. z. Lippe: die Staats⸗ 
regierung könne dem Antrage des Abg. v. Vincke nur zuſtimmen; die Frage 
ſei ſehr er und bedürfe einer reiflichen Erwägung; gegen den event. 
Antrag des Abg. Tweſten habe er nichts einzuwenden. — Abg. Reichen⸗ 
ſperger (Bockum) tritt dem Antrage v. Vincke bei, da die Berathung der 
Frage nicht ſo einfach und zweifellos ſei, als der Abg. Tweſten vorausſetze. 
— Abg. Waldeck: der Commiſſionsbericht des Herrenhauſes ſei ſo ausführ⸗ 
lich, daß die Commiſſion nach keiner Seite hin etwas zuzufügen haben werde, 
und über die 10 fl ſei auch wohl jedes Mitglied des Hauſes bereits ſchlüſſig. Er 
ſtimme deshalb für die Vorberathung im Hauſe. Bei der Abſtimmung wird 
der principielle Antrag Tweſtens abgelehnt, der event. dagegen, wonach ſich 
die Commiſſion zunächſt nur mit der Vorfrage beſchäftigen ſolle, faſt ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 

e v. d. Heydt überreicht einen Geſetz⸗Entwurf, betreffend 
die Bergwerks⸗Abgaben. Der Miniſter fügt hinzu: Die Staatsregierung 
habe im vor. Jahre die Aufhebung der Abgaben von Eiſenſtein in Ausſicht 
geſtellt, ſobald eine A. ane n der Eiſenzölle eintrete; in dem Vertrage 
mit Frankreich ſei nun eine ſolche Ermäßigung vorgeſehen; es könne daher 
jetzt auch mit der Ermäßigung vorgegangen werden. Der Entwurf ſchlage 
weiter vor, das Rezeßgeld e welches im Betrage von J. Thaler 
jährlich von jedem Bergwerke bezahlt werden mußte. Dieſes Megan habe 
etwa 5000 Thlr. betragen. Der Entwurf ſchlage weiter den Wegfall ver⸗ 
rede Heiner Abgaben von einigen 100 Thlr. vor. Sodann ſchlage der 

ntwurf vor, der nach dem Geſetz vom 22. Mai vor. J. eingetretenen Er⸗ 
mäßigung von 1% eine weitere von 1% folgen zu laſſen. Mit Räckſicht 
auf die im Vertrage mit Frankreich in Ausſicht genommene Ermäßigung 
der Eiſenzölle, 40 die Ermäßigung in den nächſten 3 Jahren je um 1% 
eintreten, jo daß die Abgabe, die jetzt 4% betrage, im Jahre 1865 auf 1% 
reducirt ſei. Dadurch werde die Concurrenz der inländiſchen Eiſen⸗Indſtrie 
erleichtert werden. Weiter ſchlage der Entwurf vor, die Hütten vom J. 1865 
ab zur Gewerbeſteuer heranziehen, wovon ſie bis jetzt befreit geweſen ſeien, 
und dann wolle er eine Gleichſtellung der Bergwerks⸗Abgaben in allen Thei⸗ 
len der Monarchie eintreten laſſen. Wie man auch über die theoretiſche 
Streitfrage — ob Brutto⸗ oder NettoeBeſteuerung — beſchließen möge, 
die pate gebe aus factiſchen Gründen unter allen Umſtänden der 
Brutto⸗Abgabe den Vorzug und es ſcheine dies um ſo weniger bedenklich, 
als das Herzogthum Naſſau im vor. J. die Bruttobeſteuerung eingeführt 
habe, nachdem es mehr als 50 Jahre die Nettobeſteuerung gehabt habe. 
Die Nettobeſteuerung würde auch mit den Grundſätzen unſerer Verwaltung 
nicht im Einklange leer Der Entwurf ſchlage aljo vor, vom 1. Januar 
1865 ab in allen Theilen der Monarchie die Brutto⸗Abgabe zu erheben. Er 
mite darauf an, den Geſetz⸗Entwurf der Sinanzeommilfion und der Com: 
million für Handel und Gewerbe zu überweiſen. : 

Abg. v. Beughem beantragt Ueberweiſung an eine beſondere Commiſ⸗ 
ſion, die Abg. Kühne und v. Rönne (Solingen) treten dem Vorſchlage des 
Finanzminiſters bei und das Haus beſchließt die Ueberweiſung an die ge: 
nannten Commiſſionen. — Abg. v. Rönne (Solingen) wünſcht eine Ver⸗ 
ſtärkung der Commiſſion für Handel und Gewerbe, namentlich durch Ver⸗ 
waltungsbeamte, weil dieſer Tbeil der Commiſſion nicht genügend vertreten 
ſei. Das Haus ſtimmt dem desfallſigen Antrage bei und tritt dann in die 
Tagesordnung. 1 5 

Erſter Gegenſtand iſt der (bereits ausführlich mitgetheilte) Bericht der 
Budget⸗Commiſſion über die gleichzeitige Berathung der Etats 
für 1862 und 1863. Die Commiſſion will geſetzliche Feſtſtellung der Ver⸗ 
pflichtung der Regierung, den Staatshaushalts⸗Etat bis „ſpäteſtens 1. Sep⸗ 
tember“ des vorhergehenden Jahres vorzulegen; Abg. Hagen und Genoſſen 
haben amendirt: „ſpäteſtens I. März“, und im Fall der Landtag geſchloſſen 
oder vertagt iſt, ſoll der Etat den einzelnen Mitgliedern bis zu demſelben 
Termin 3 werden. Ein Amendement Reichenſpergers Beckum) will 
nur die Erwartung ausſprechen, die Regierung werde das Budget immer 
bis ſpäteſtens 1. September vorlegen; daſſelbe wird von der kathol. Partei 


| unterſtützt. — Abg. Reichenſperger (Beckum): Mit der Tendenz des An⸗ 
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trages ſei er einverſtanden, der Weg der Commiſſion führe aber nicht zum 
Ziele, da eine gleichzeitige Berathung viele Schwierigkeiten biete. — Abg. 
v. Vincke (Stargard): Seine kleine Partei fände ſich in der glücklichen Lage, 
den Kampf der Parteien, namentlich mit dem Finanzminiſter, in aller Stille 
beobachten zu können. Kein Finanzminiſter habe der Majorität gegenüber 
ſo viel perſbnliche Liebenswürdigkeit und Zuvorkommenheit gezeigt. Der 
frühere, Herr v. Patow, habe damals gegen ſeine Freunde auch nicht den 
Foren Theil dieſer Zuvorkommenheit bewieſen. (Heiterkeit) Die Majorität 
habe alſo gar keine Veranlaſſung 5 Oppoſition und zum Mißtrauen. Aber 
ſelbſt, wenn man mißtrauiſch ſei, ſo nütze der Antrag der Commiſſion inſo⸗ 
fern nichts, als die Regierung allerdings, wenn ſie ſich nur an den Wort⸗ 
laut der Verfaſſung halten wolle faſt ganz ohne Kammern, alſo auch ohne 
Etatsberathung exiſtiren könne. Worte nützten nichts, ſondern nur der gute 
Wille der Miniſter. Man könne, wie jetzt in Heſſen, alles Möoͤgliche ver: 
ſprechen. Ob es aber gehalten werde, das ſei die Frage. Uebrigens glaube 
er, daß kein preußiſches Miniſterium, welches die Nation hinter ſich habe, 
ſich das jetzige Miniſterium in Heſſen gefallen laſſen würde, das gerade zum 
Hohne Preußens eingeſetzt iſt. (Beifall.) Wenn er trotzdem für den Com⸗ 
miſſions⸗Antrag ſtimmen werde, ſo werde er es thun, weil er allerdings in 
vielen Punkten mit ſeinen Anſichten übereinſtimme. Dagegen ſcheine ihm 
der Termin des Hagenſchen Amendements vom 1. März nicht gut gewählt; 
beſſer ſei der 1. Febr. oder 20. Januar, weil ſich ſonſt das Haus zu lange, 
bis ſpät in den Sommer hinein, mit der Etatsberathung werde beſchaftigen 
müſſen. Auch die andern Beſtimmungen des Hagenſchen Amendements ſeien 
unzuläſſig und nicht formell. ; 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Wie der Commiſfions⸗Bericht bereits ans 
führe, ſei das Miniſterium aus eigener und freier Entſchließung mit der 
Vorlage des Budgets für 1863 vorgegangen. Es habe dadurch alle bishe⸗ 
rigen Bedenken beſeitigt. Früher ſei niemals ein beſtimmter Antrag in die⸗ 
ſer Beziehung gemacht worden. Auch die Commiſſion habe im vorigen 
Jahre zwar alle miniſteriellen Vorſchläge erörtert, ſich jedoch ſelbſt über kei⸗ 
nen beſtimmten Vorſchlag verſtändigen können. Die Zuvorkommenheit, von 
welcher der Abg. v. Vincke geſprocher, gelte übrigens nicht einem Theile, 
ſondern dem ganzen Hauſe. Auch ſtamme die Urheberſchaft des diesjährigen 
Regierungsvorſchlages nicht allein von ihm, ſondern auch Hr. v. Patow 
hätte bereits denſelben Beſchluß gefaßt, in dieſem Jahre das Räthſel auf 
obige Weiſe zu löſen, daß das Budget einfach ſchon in der ordentlichen Seſ⸗ 
ſion des vorhergehenden Jahres vorgelegt werde. Wenn er nun jetzt ſchon 
nicht nur den Etat für 1863, ſondern ſogar, wie es feine Abſicht ſei. ſelbſt 
den Etat pro 1864 möglichſt bald vorlegen wolle, ſo verdiene doch in der 
That die Regierung nicht das in den Anträgen der Commiſſion und des 
Abg. Hagen liegende Mißtrauen. Zu einem ſolchen Geſetzentwurf könne ſie 
alſo nicht die Hand bieten. Sie werde redlich auf ihrem jetzt betretenen 
Wege fortfahren, und gleich zu Anfang der Seſſion den Etat für das fol⸗ 
gende Jahr vorlegen. Gegen die Reichenſperger'ſche Reſolution habe die 
Regierung nichts einzuwenden. Mit Bezug auf die Aeußerung des Abg. 
v. Vincke über Heſſen könne er nur erwidern, daß kein preußiſches Miniſte⸗ 
rium es unternommen haben würde, unter den jetzigen Verhältniſſen mit 
der Bildung eines heſſiſchen Miniſteriums dieſſeits vorzugehen. Was ge⸗ 
fordert ſei, ſei gefordert und erfüllt worden. 

Abg. v. Kirchmann: Die vorliegende Frage ſei keine Partei-, ſondern 
eine techniſche Frage. In allen conſtitutionellen Ländern wünſche man eine 
möglichſt zeitige Vorlage des Budgets. Wolle man einmal mißtrauiſch fein, 
fo wären allerdings weder der Commiſſions⸗ noch der Hagen'ſche Antrag 
ausreichend; denn ſie ſicherten nur die Vorlage der Budgets, nicht auch 
die Durchberathung. Nach dem jetzigen Vorſchlage könne man nicht die Er⸗ 
gebniſſe von 3 Jahren benutzen, um den künftigen Etat annähernd feſtzu⸗ 
ſtellen, oder doch wenigſtens nicht die drei vorhergehenden Jahre. Für 1863 
und 1864 könne man bis jetzt nur auf die Durchſchnittsergebniſſe von 1859, 
60 und 61 Bezug nehmen. Da wären denn doch in den Veranſchlagungen 
bedeutende Differenzen möglich. Die Etats von 62 und 63 zeigten eine Stei⸗ 
gerung der Einnahmen von mehreren Millionen. Dieſe werde man bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Etats für 1864 nicht in Rechnung ziehen können. Es ſei aber 
doch nothwendig, nach den Einnahmen auch die Ausgaben zu bemeſſen. 
Wo bleiben etwaige Ueberſchüſſe? Sollten ſie in den Staatsſchatz abgeführt 
oder zu Militär⸗Ausgaben, anſtatt zu ökonomiſchen und anderen Verbeſſe⸗ 
rungen benutzt werden? Dieſer mögliche Uebelſtand ſei vielleicht bedeutender, 
als der Zweck, der durch die Vorlage erreicht würde. Die Seſſionen müßten 
im Oktober beginnen, dann könne der Etat für das nächſte Jahr vollſtändig 
entworfen ſein und auch berathen werden. Seinen Bedenken werde er jedoch 
nicht durch einen Antrag Folge geben; er ſei überhaupt gegen ein Geſetz; 
man müſſe den Verhältniſſen noch eine Zeitlang zuſchauen. 

Abg. Virchow gegen den Antrag der Commiſſion und für den Antrag 
des Abg. Hagen. In dem Commiſſions⸗Antrage ſei klar ausgeſprochen, daß 
es ſich hier nicht um eine Verhandlung mit dem gegenwärtigen Miniſterium 
handle, ſondern um eine ſolche, welche die dauernde Sicherſtellung der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Zuſtände im Auge habe. Das Haus habe alles Recht an⸗ 
zuerkennen, daß die Staatsregierung allen verfaſſungsmäßigen Wünſchen der 
Budgetcommiſſion mit großer Gefälligkeit entgegen gekommen ſei; es könne 
dann aber auch für ſich in Anſpruch nehmen, daß man nicht annehme, es 
gehen die Anträge von einem perſönlichen Mißtrauen gegen die Regierung 
aus, ſondern nur von dem Mißtrauen, welches der Grund conſtitutioneller 
Verfaſſungen ſei, von dem Mißtrauen in menſchliche Schwächen und Fehler. 
Der Antrag ſchließe ſich an die betreffenden Beſtimmungen der belgiſchen 
und italieniſchen Verfaſſungen an, obwohl zumal das letztere Citat aus dem 
Commiſſionsberichte in Bezug auf gewiſſe Antipathien der Herren vor ihm 
85 Ge weggeblieben jei. (Heiterkeit.) Abg. v. Vincke habe ſich und 
einen Freunden einen beſchaulichen, neben den Parteien als unparteiiſch 
ſtehenden Standpunkt vindicirt. Dieſer Standpunkt ſei nicht der, von dem 
aus die Entwickelung unſeres offentlichen Lebens gefördert werde. (Bravo.) 
Er ſollte ſeine Ueberzeugung vertreten, ohne Verletzung für Andere, und er 
hätte deshalb dem Antrage zuſtimmen ſollen, da er ſchon ſeit Jahren dafür 
geſprochen. Man erkenne dies dankbar an und man habe auch eine Reihe 
von ſolchen Punkten, welche von den Herren auf jener Seite (zur Rechten) 
ſeit lange durch Worte vorbereitet ſeien. Wenn nun jetzt der Parteiſtreit 
in die Discuſſion hineingezogen werde, ſo wünſche er, daß Jedermann ſich 
entſchieden für oder gegen die Anträge ausſpreche. Er ſtehe in dieſer Frage 
dem Miniſterium nicht entgegen, aber er wünſche, daß die Bereitwilligkeit 
des Miniſteriums weiter documentirt, daß die Geſetzgebung dauernd befeſtigt 
werde. Der Unterſchied N beiden Anträgen liege nur im 1. März 
und 1. September. Der letztere Antrag wünſche eigentlich auch die Vorlage 
bis zum 1. März, denn der Zeitpunkt bis zum 1. September ſei nur ges 
wählt, um der Staatsregierung einen gewiſſen Spielraum und der Landes⸗ 
vertretung Zeit zur Berathung zu laſſen. Fraglich könne nur ſein, ob die 
Vorlage eines wohl überlegten Budgets bis zum 1. März erfolgen könne. 
Dies glaube er ſehr wohl für möglich halten zu können, bei unſeren geord⸗ 
neten Zuständen, und es geſchehe dies auch factiſch in anderen Staaten. 
Der Regierungs⸗Commiſſar habe zwar dagegen auf die Decentraliſation un⸗ 
ſerer Kaſſen hingewieſen, aber er hoffe in Hinblick darauf, daß gegenwärtig 
ſchon die Kaſſenbeſchlüſſe bis Ende Mai vorlägen, daß dieſe Schwierigkeiten 
zu überwinden ſeien. Deshalb könne er nicht einſehen, weshalb man die 
Vorlage bis 1. September hinausſchieben wolle. Für den Fall einer Auflö- 
fung oder Vertagung des Landtages ſei aber der zweite Theil des Hagen⸗ 
ſchen Antrages aus der italieniſchen Verfaſſung entnommen. Er werde des⸗ 
halb principialiter für den Hagenſchen Antrag, event. für den urſprünglichen 
Antrag ſtimmen, in welchem er wenigſtens einen Anfang zur Realiſirung 
des verfaſſungsmäßigen Zuſtandes erblicke. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Hr. Vorredner habe darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Comm.⸗Antrag nicht das gegenwärtige Miniſterium, ſon⸗ 
dern nur eine Sicherheit herſtellen wolle für den Fall, daß ein künftiges 
Miniſterium anderer Anſicht ſein könne. Dann müßte man aber auch den 
umgekehrten Fall ins Auge faſſen, wo nämlich in dieſem Hauſe eine andere 
Ansicht Platz griffe. Denn man möge ſich dabei erinnern, daß dies Haus 
in frühern Jahren ja auch einer andern Anſicht in dieſer Sache geweſen, 
als gegenwartig, wie das ja auch der Hr. Abg. für Breslau (v. Kirchmann) 
ausgeſprochen, dem er auch darin beiſtimme, daß eine Verfaſſungsänderung 
nicht wünſchenswerth ſei. Ohne eine ſolche aber 15 das gegenwärtige Ver⸗ 
fahren als das geeignetere anzuerkennen. Der Hr. Vorredner habe ferner das 
Mißtrauen als Fundament des Conſtitutionalismus bezeichnet. Wolle man 


den Conſtitutionalismus hier in Betracht ziehen, ſo bitte er doch auch zu er⸗ 
wägen, daß in dem Falle, daß die Etatberathung einmal unerledigt bliebe, 
die Regierung dann zu einer außerordentlichen Seſſion gezwungen ſein 
würde, und einen ſolchen Zwang wolle er doch der Regierung nicht auferlegt 
ſehen. Er ſchließe ſich der Anſicht des Abg. v. Kirchmann an, daß man der 
Entwicklung des conſtitutionellen Lebens auch hierbei vertrauen ſollte, und 
ſo lange die Regierung Willens ſei, das Budget nicht im März, nicht im 
September, ſondern jedesmal in der erſten Sitzung des conftituirten 
Hauſes vorzulegen, ſo lange ſei ein beſonderes Geſetz nicht nothwendig. 
Man habe auf Italien Bezug genommen, aber in England eriftire kein ſol⸗ 
ches Geſetz. Man habe eingewandt, es werde ſchwierig ſein, in den Bud⸗ 
gets für kommende Jahre auch immer die nöthige Rückſicht auf die ſteigen⸗ 
den Einnahmen zu nehmen: das Budget für 1864 werde den Gegenbeweis 
liefern. Endlich ſei aus Art. 99 der Verf.⸗Urkunde eine Argument für den 
Commiſſions⸗Antrag geſchöpft worden, er aber könne daraus nur folgern, 
daß entweder ein Geſetz, wie das vorgeſchlagene nicht nothwendig, oder daß 
eine Verfaſſungsänderung nöthig ſei. 8 

Abg. v. Sybel: Es handle ſich hier nicht um Fragen des Mißtrauens, 
ſondern um eine ganz techniſche Angelegenheit, und halte man in dieſer eine 
Reſolution für nothwendig, ſo ſei dieſe in geſetzliche Form zu bringen, denn 
das Haus habe nicht blos zu wünſchen. Der Abg. Virchow habe bereits 
angedeutet, welche Schwierigkeiten die Erwähnung Italiens im Commiſſions⸗ 
Berichte gefunden. Er ſei allerdings der Meinung, daß das Muſter Italiens 
uns bisweilen recht heilſam ſei und wir uns deſſen nicht zu ſchämen hätten. 
Die Italiener hätten z. B. mit den Mißſtänden Modena ganz anders auf⸗ 
geräumt, als die preußiſche Regierung in Heſſen, obwohl er gern zugeben 
wolle, daß geſtern allerdings der Zeitpunkt zu ſolchem Einſchreiten bereits 
vorüber geweſen ſei. — Der Commiſſions⸗Antrag ſei, wie gejagt, kein Aus⸗ 
druck des Mißtrauens, ſondern der Ausdruck deſſen, was nothwendig, und 
er empfehle ihn. x 

Abg. Hagen: Der vorliegende Antrag ſei nur ein kleines Stück des 
großen Finanz⸗ und Control⸗Geſetzes, das uns noch ganz fehle, deſſen Glie⸗ 
der Ars in Reſcripten und Ordres ohne geſetzliche Giltigkeit, einzeln in 
den Reſolutionen der Budgetcommiſſion verſtreut ſeien. In Belgien, Italien, 
ja in Frankreich ſeien dieſe Grundſätze längſt codificirt. Die vorliegende 
Frage behandle ſich leicht. Eine Verfaſſungsänder ung, etwa im Sinne der 
ſebr zweckmäßigen niederländiſchen Beſtimmung, würde heute nicht an der 
Zeit ſein, und jo bleibe nur der Weg, den er vorgeſchlagen. Für den 1. März 
ſpreche, daß auch der Sinn der Commiſſionsvorlage darauf gerichtet ſei; 
gegen den 1. September falle in's Gewicht, daß dieſer Termin leicht unter ge⸗ 
wiſſen Eventualitäten leiden könne. Ein verfaſſungsmäßiges Bedenken 
walte dagegen nicht ob, im Falle einer Vertagung den einzelnen Abgeordne⸗ 
ten die Budgetvorlage ſchon vor dem Zufammentritt der Kammern zu ihrer 
Inſtruction mitzutheilen. : 

Abg. v. Rönne (Glogau) für den Commiffionsantrag und gegen den 
Hagenſchen. Er würde auch keine Veranlaſſung gefunden haben, einen An⸗ 
trag, wie ihn die Commiſſion geſtellt, einzubringen; die Frage ſei aber ein⸗ 
u zur Sprache gebracht, daher empfehle er die Annahme des Commiſſions⸗ 

ntrages. 

Abg. Tweſten für den Hagenſchen Antrag: In unſerer Zeit habe es 


eine beſtimmte Bedeutung, Geſetze möglichſt präcis zu faſſen. Sehr richtig 


habe der Abg. von Vincke bemerkt, daß das Einvernehmen zwiſchen Staats⸗ 
Regierung und Volksvertretung beſtehen müſſe; bei uns beſtehe bekanntlich 
ein ſolches Einvernehmen nicht, und bis zum Zuſtandekommen deſſelben 
müſſe eben Garantie durch das Geſetz gegeben werden. In England, habe 
der Finanzminiſter geſagt, beſtehe kein ſolches Geſetz; dort ſei es aber auch 
nicht nöthig. Er glaube nach der heutigen Erklärung des Finanzminiſters, 
wonach er für keinen der beiden Entwürfe ſich ausſprechen könne, müſſe der 
Antrag des Abgeordneten Hagen als der ſicherſte angenommen werden. 
Die conſtitutionellen Bedenken gegen den Antrag inſofern, als er die Mit⸗ 
theilung des Budgets an die Abgeordneten während das Haus nicht tage, 
verlange, könne er nicht theilen. Gegen das Amendement Reichenſpergers 
müſſe er ſich ebenfalls ausſprechen. 

Abg. v. Patow: Der Aeußerung des Abg. Virchow, als habe er 
(Redner) früher ſelbſt die Etats⸗Vorlage in einer der jetzigen vorgeſchlagenen 
Weiſe entſprechenden regeln wollen, müſſe er widerſprechen. Er habe den 
jetzigen Commiſſions⸗Entwurf nie gebilligt. Als Miniſter habe er ſtets daran 
gedacht, die beſtehenden Schwierigkeiten zu beſeitigen, und in der Budget⸗ 
Commiſſion vor zwei Jahren unter Anderem auch den jetzt von der Regie⸗ 
rung vorgeſchlagenen Weg als den ſicherſten angedeutet; damals aber habe 
die Budget⸗Commiſſion ſich für keinen von ſeinen Vorſchlägen entſchieden, 
und er ſei deshalb auch nicht mit einem betreffenden Vorſchlage vor das 
Haus getreten. Die jetzige Vorlage biete freilich auch ſehr große Schwierig⸗ 
keiten. Wer die Verhaͤltniſſe kenne, werde dieſe Schwierigkeiten, die gleich⸗ 
zeitige Vorlage von zwei Etats, einen für das begonnene, den andern für 
das nächſte Jahr zu würdigen wiſſen. Auch ſei es zu bedauern, daß man 
nicht die Erfahrungen der Ergebniſſe der früheren Etats benutzen könne. In 
der vorigen Sitzung ſei es ihm unmöglich geworden, den Etat in der jezi⸗ 
gen Geſtalt für das a 1863 noch in derſelben Sitzung vorzulegen, und 
er wundere ſich, daß der Abg. Virchow aus ſeiner Theilnahme an den 
Budget⸗Sitzungen nicht die Einſicht von dieſer Unmöglichkeit gewonnen habe. 
Als die Verhältniſſe ſich zur Auflöfung des Hauſes geſtaltet, da ſeei freilich 
ſein erſter Gedanke geweſen, die Vorlage des Etats in der jetzigen Weiſe in's 
Leben zu führen, denn damals habe die Regierung 3—4 Monate Zeit ge⸗ 
wonnen, um die techniſchen Schwierigkeiten zu beſeitigen. Damals habe ſein 
Vorſchlag auch die ſofortige einſtimmige Fee des Miniſteriums ge⸗ 
funden, und er könne ſich nur freuen, daß auch das jetzige Miniſterium ihn 
ausführe. Er habe in der That nicht erwartet, daß das jetzige Vorgehen des 
Miniſteriums irgend welche Bedenken finden würde. 

Er könne ſich aber weder von dem Hagen'ſchen noch von dem Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrage einen Vortheil verſprechen. Man ſage, dieſelben enthielten 
kein Mißtrauens⸗Votum, ſollten nur die conſtitutionellen Rechte des Landes 
wahren. Er ſehe aber ein anderes Mißtrauens⸗Votum in dieſen Anträgen, 
nämlich ein ſolches, welches das Haus ſich ſelber und dem Lande gebe. Eine 
Verſammlung, die ſich ihres durch die Verfaſſung gewahrten Rechtes bewußt 
ſei, brauche ein ſolches Geſetz nicht zu machen; und einer Verſammlung, die 
keine Wurzeln im Lande habe, nütze es nichts. Eventuell ſei er für den 
Antrag der Commiſſion, obgleich derſelbe das mit dem Hagen'ſchen Antrage 
gemein habe, daß er gem etwas anderes ſage, als er meine. Wenn man 
darüber einig ſei, daß der Etat zu Anfang einer jeden Seſſion vorgelegt 
werden ſoll, ſo könnte man mit den Anträgen doch nur gemeint haben, daß 
man für Ausnahmefälle eine letzte Grenze der Vorlage⸗Zeit feſtſetzen 
wolle. Dann aber ſei der Commiſſions⸗Antrag der beſſere, da er die Grenze 
bis zum 1. September freilaſſe, alſo es geſtatte, bei ausnahmsweiſen Ver⸗ 
zögerungen überhaupt noch im Laufe des Bann, ein Budget vorzulegen, 
während der Termin bis zum 1. März zu kurz ſei. Im Allgemeinen jei 
die Vorlage jo wichtig, daß er wohl wünſche das Haus möge niemals von 
dem jetzt durch die Regierung eingeführten Brauche abgehen; auch glaube 
er, werde dies ſelbſt von Seiten des Miniſteriums ſchwer geſchehen können, 
weil ein Abgehen von der jetzigen Einrichtung des Etats ſehr ſchwer möglich 
ſei, ſobald einmal die „Maſchine“ auf einen beſtimmten Modus geſtellt ſei. 
Eine Gewalt thue übrigens der Vorſchlag der Commiſſion der Regierung 
nicht an. Prinzipiell ſei er gegen beide be doch biete die Commiſſions⸗ 
Vorlage geringere Bedenken. Die italieniſche Verfaſſung kenne er nicht ge⸗ 
nau genug, um dem Abg. Hagen folgen zu können. Wie er den Abgeord⸗ 
neten verſtanden habe, würde man den Mitgliedern des Hauſes, auch wenn 
ſie nicht im Hauſe ſäßen, ein Privilegium gewähren. Warum aber ſolle 
man den Mitgliedern nicht zugleich mit dem Budget auch Schul⸗, Gemeinde: 
und andere Geſetzes⸗Vorlagen zuſchicken? 

Abg. v. Mallinkrodt gegen den nde Die Sache 
ſei ſehr einfach. Er beziehe ſich auf die Ausführung des Abg. v. Patow, 
um ſeine Abſtimmung gegen beide Anträge zu motiviren. Er theile indeß 
nicht deſſen Anſicht, daß, da einmal die Sache zur Sprache gebracht ſei, 
kaum etwas anderes übrig bleibe, als für den Comm.⸗Antrag zu ſtimmen. 

Abg. Ziegler für den Commiſſions⸗Antrag: Er ſehe in demſelben nur 
eine Ausführung des Art. 99 der Verfaſſung und einen Cautel in ſofern, 
damit nicht die Etats ſpäter ebenfalls erſt im laufenden Jahre vorgelegt 
werden. Dagegen ſei er gegen den Verbeſſerungsantrag des Abg. Hagen. 
Der Referent Abg. Oſterrath rechtfertigt vom Commiſſionsſtandpunkte 
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wegen Auf hebung des ſtader Zolles. Ref. Abg. Müller (Anklam) 
giebt eine kurze Geſchichte dieſes Zolles und der Verſuche, denſelben aufzu⸗ 
heben, reſp. abzulöſen, und ſchlägt 1 des Hauſes vor. Das Haus 
nimmt dieſelbe ohne Spezialdiskuſſion an. 

Hierauf folgt die Berathung des 1. Petitionsberichtes der Gemeindecommiſ⸗ 
ſion. Der Hauptgegeaſtand derſelben ſind die Veſchwerden der Städte Lieg⸗ 
nitz, Cleve, Coesfeld, Hamm über die Einquartierungslaſt. Es iſt darüber, 
ſowie über den Comm.⸗Antrag (Ueberweiſung an die Regierung zur Ab⸗ 
hilfe, reſp. zur Vorlegung eines betreffenden Geſetzes in der nächſten Seſ⸗ 
ſion) bereits ausführliche Mittheilung gemacht. Berichterſtatter iſt der Abg. 
Schneider (Wanz leben). Fa 

Der Reg.⸗Com miſſar weiſt, die Diskuſſion einleitend, auf die Anſtren⸗ 
gungen hin, welche die Regierung zur Abhilfe durch Kaſernenbauten mache. 
Im J. 1860 ſeien 15,000 Mann, im J. 1861 deren 5000 mehr kaſernirt 
worden. Auch gemernſame Speiſe⸗Anſtalten für die Einquartierten ſeien im 
Werke; ferner begünſoige man die Einrichtung ſtädtiſcher Einquartierungs⸗ 
häuſer durch Hergabe von Utenſilien u. ſ. w. Andere Wege, namentlich eine 
ne der Servishrewilligung, ſeien wegen der großen Koſten jetzt nicht 
möglich. 

Abg. Aßmann: Um den guten Willen der Reg. handle es ſich nicht, ſondern 
um einen klaren Rechts zanſpruch. Die Ausführungen, welche die Regierung 
dagegen beigebracht, firien durchaus nicht ſtichhaltig. Die Erklärung, der 
Servis könne nicht erhlͤht werden, d. h. die rechtliche Verpflichtung nicht er⸗ 
füllt werden, ſei einem Bankerotte gleich, und das dürfe der Staat nicht 
thun, ſo lange er andere Ausgaben noch beſchränken könne. 

Abg. v. Mallinkrodt gegen den Commiſſions⸗Antrag, weil er nicht 
die entſprechende Abhilfe gewähre. Die geſchichtliche Entwickelung der Ein⸗ 
quartierungslaſt lehre (was die Commiſſion überſehen habe), daß es ſich hier 
nicht um fiskaliſche oder communale Verpflichtungen im Allgemeinen handle, 
ſondern um die Frage der vollſtändigen Vergütung der Quartierkoſten 
ſeitens des Staates, alſo auch um die Feſtſtellung dieſer Koſten, reſp. über 
deren Repartition. Man ſei auf dieſem Wege von der Reallaſt, als die man 
früher die Quartierpflicht betrachtet, bald zur Perſonallaſt gekommen, indem 
man bei Mobilmach ungen auch Miether heranzog. Anderwärts ſei die Com⸗ 
munalſteuer, ohne Rückſicht auf den Grundbeſitz. zum Maßſtab der Quar⸗ 
tierpflicht genommen worden. Oder man berückſichtige das perſönliche und 
Vermögensverhältniß neben dem des Grundbeſitzes. Alle dieſe Verſchieden⸗ 
heiten müßten doch erſt auf einen allgemeinen Grundſatz zurückgeführt wer⸗ 
den. — Das Beſtreben der Regierung ſei recht dankenswerth, ale es treffe 
die lauteſten Beſchwerden nicht, welche aus den mittleren Städten ſtammten, 
in denen Kaſernenbauten nicht ſobald zu erwarten wären. Er beantrage 
deshalb eher ein Votum zu Gunſten einer Vor lage, welche 1) die Verthei⸗ 
lungs⸗Grund ſätze der Einquartierungslaſt innerhalb der Gemeinden feſt⸗ 
ſtelle und daneben 2) die verhältnißmäßige Vergütigung dieſer Koſten durch 
den Staat ausſpreche. (Ein dahin formulirter Antrag findet ausreichende 


Unterſtützung.) 


London, 25. Juni, Nachm 3 Uhr. Conſols 91%, lproz. Spanier 
Aae be 28%. Sardinier 81. Sproz. Ruſſen 96. 4 proz. 

uſſen 90%, N 

Wien, 25. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Min, Stimmung günſtig. 
sprz. Metallig. 70, 40. 4prz. Met. 63, — Bankaktien 832. Nordbahn 
204, —. 1&öder Looſe 93, —. National⸗Anleihe 83, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktlen⸗Cert. 255, 50 Creditaktien 220, . London 127, 30. Hamburg 
95, —. Paris 50, 50. Gold —,—. Silber —, —. Glifabetbahn 161, —. 
Lomb. Eiſenbahn —, —. Neue Looſe 133, 60. 1860er Looſe 93, 20. 

Frankfurt a. M., 25. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Merkliche Stei⸗ 
gerung in öſterr. Creditaktien bei . Umſatz. Vollbezahlte neue * 
90. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 135%. Wiener Wechſel 92. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 218%. Darmſt. Zettelbant 248. Sproz. Metall. 53%. | 
4,0105. Metall, 47%. 1854er Looſe 72%. Defterr. National⸗Anleihe 63, 
Oeſterr.⸗Franz. Staat-Cijenb,-Altien 236. Oeſterreich. Bank⸗Antheile 756. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 202. Neueſte öſterr. Anleihe 73%.. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 119%. Mhein⸗Nahe⸗Babhn 337%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 12444, 

Hamburg, 25. Juni, Nachm. 2 Ubr 30 Minuten. Börſe feſt. —- 
Schkuß⸗Courſe: National⸗Anleihe 64. Oeſterreich, Credit⸗Aktien 85. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 94%. Rheiniſche 92%. Nordbahn 
62. Disconto 44. Wien —, —. Petersburg —. 

Hamburg, 25. uni. [Getreidemarkt.] Weizen loco eher etwas 
matter, ab auswärts ſtille. Roggen !oco höher, ab Königsberg pr. Juli⸗ 
Auguſt einzeln zu 83—84 offerirt. Oel er. Okt. 8% — . Kaffee, kleines 
Geſchäft. Zink 1000 Centner loco Sept.⸗Okt. 11%. - 

London, 25. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). n ſämmt⸗ 
1 Getreidearten beſchränktes Geſchäft zu unveränderten Preiſen. Schö⸗ 
nes Wetter. 

Amſterdam, 25. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht!. Weizen 
ſtille. Roggen, preußiſcher 3 Fl. Termine 2 Fl., Oktober 5 Fl. niedriger. 
Raps October 79. Rüböl Herbſt 45%. 


Berlin, 25. Juni. Die Beſſerung der Börſe macht ortſchritte, Spe⸗ 
culationseffecten wenigſtens waren heute ſchon in einer viel lebhafteren Be⸗ 
wegung als geſtern, und bei erheblich belangreicherem Umſatz erfuhren die 
Courſe meiſt eine weitere Steigerung. Eine ſteigende Richtung wurde über⸗ 
dies auch von denjenigen Werthen verfolgt, bei welchen der 8. ſich in 
engeren Grenzen hielt, was namentlich bei den ſchweren preuß. Ei enbahn⸗ 
actien der Fall war. In erſter Reihe unter den Speculationspapieren ſtan⸗ 
den heute wieder die öſterreichiſchen Papiere, beſonders Creditactien. Das 
Motiv iſt in Meldungen zu ſuchen, welche von einem Abschluß über den 
Verkauf der ee e wollen. Wir halten dieſe Nachrichten noch 
für verfrüht, wenngleich ſie in Wien ſelbſt hohe aber ſchwankende Courſe 
zuwege gebracht haben: Credit 219. 70; 221; 220; 1860er Looſe 93; Credit: | 
looſe 134; London 127; 127, 30. Der Geldmarkt war merklich ſchwieriger, 
unter 3% nicht anzukommen. (B. u. H.⸗Z.) 


aus den Antrag der Commiſſion und bekämpft den Antrag des Abg. Hagen 

Perſönlich erklärt er ſich gegen beide Anträge, die im Princi ings 
daſſelbe ausſprächen. g 5 u ERDE 

Abg. Virchow (perfönlih): Der Abg. v. Patow babe gejagt, er 
habe in der vorigen Seſſion den Antrag geſtellt, daß das Budget . — in 
der gegenwärtigen Seſſion vorgelegt werde; er habe aber die Vorlegung 
nur verlangt, ſo früh, daß der Etat noch vor 1863 berathen werden konne. 
Nach der Verfaſſung ſei aber die Regierung ermächtigt, ſchon im Herbſt den 
Landtag einzuberufen, ſo daß das Budget noch bis zu Ende des Jahres 
hätte berathen werden können. 

Abg. Hagen: Der Abg. Patow habe die von ihm citirte Beſtimmung der 
italieniſchen Verfaſſung mißverſtanden. Das Geſetz vom 3. November 1861 
beſtimme ausdrücklich: „Wenn die Kammern vertagt ſind, ſo ſollen die 
Etats gedruckt und den Mitgliedern mitgetheilt werden.“ 

Abg. v. Patow: Auch in der vom Abg. Virchow rectificirten Form 
halte er den Antrag deſſelben für unausführbar. — Damit iſt die General⸗ 
Discuſſion geſchloſſen. . I 

Fr Specialdiscuſſion der Abg. v. Vincke: Der Abg. Virchow habe ſeine 
conſtitutionelle Theorie hier vorgeführt, die auf Mißtrauen beruhe; er theile 
dieſen Standpunkt nicht. Der Abgeordnete habe ferner ihm und ſeinen 
Freunden verſchiedene Rathſchläge gegeben, die er beſtens acceptire. Er 
würde nie zurückhalten, mit Offenheit auch dieſer Majorität gegenüber ſeine 
entgegengeſetzten Anſichten auszuſprechen. Er könne nicht zugeben, daß es 
nur zwei mögliche Standpunkte im Hauſe gäbe, daß ſie (er und ſeine 

Freunde) entweder für das Miniſterium ſein oder mit der Majorität gehen 
müßten. Wenn er die Parteien des Hauſes überblicke, nehme er incluſtve 

der ſehr ehrenwerthen Minorität (auf die Conſervativen deutend; Heiterkeit) 
ſehr verſchiedene Standpunkte wahr. Er würde auch in Verlegenheit ſen, i 
wenn er ſich der Seite des Abg. Virchow anſchließen wollte, da ſie ja ſelbſt 
verſchiedene Standpunkte umfaßte, wie ſich denn der Abg. Waldeck im 
Gegenſatz zu ſeinen Freunden gegen die Adreſſe ausgeſprochen und auch 
heute der Abg. v. Kirchmann einen anderen Standpunkt einnehme. Die 
Fortſchrittspartei bezeichne ſich ja ſelbſt als eine Verſchmelzung der demokra⸗ 
liſchen und conſtitutionellen Partei und darin liege es, wenn man oft in 
ihr eine klare politiſche Meinung nicht erkennen könne. (Laute Rufe zur 
Linken: Zur Sache!) ; Es 

Er ſei bei der Sache. Die Nothwendigkeit des Geſetzes erkenne er nicht 
an; wenn er für das Geſetz ſtimme, ſo geſchehe es aus dem Grundſatze: 
superflua non nocent, Es jeien einmal in der Majorität Bedenken rege, 
und da wolle er mit feinen Freunden ſchon aus corps d’esprit nicht ent⸗ 
gegentreten. Die Reſolution des Abg. Reichenſperger halte er dagegen für 

anz überflüſſig; entweder man habe Vertrauen, dann bedürfe es keiner Re⸗ 
olution, oder man habe keins, dann nutze ſie nichts. Der Abg. Virchow 
habe geſagt, das Land verlange von den Abgeordneten Thaten, aber keine 
Worte. Er wolle keinen Verdacht wegen des Charakters dieſer „Thaten“ 
ausſprechen, wie ihn neulich der Hr. Kriegsminiſter ſchon angedeutet, aber 


er möchte doch wiſſen, worin die Thaten des Abgeordneten⸗Hauſes anders SDR e (Minden) wünſcht im Commiſſi 
beſtehen ſollten als in Worten; er und feine Freunde hätten ſtets von der BR „in * beftummten unge. Wie Regehung 5 r Pörse vom 39 1 
Tribüne herab offen ihre Ueberzeugung ausgeſprocden und bie, verfaſſungs⸗ ſei dringlich und der Ausdruck daher ſchärfer zu wählen. Die Dringlichkeit Berliner Dörse vom 25. Juni 1862. 
mn en . , u, „nn ee 0 

5 | \ x : inden ſich geltend gemacht. em ſei die „Politik der Mobilmachun⸗„ 5 Jeu F. 
der vorliegenden Frage. (Der u verlieſt 1 a zur Hagen gen“ in Preußen traditionell; gegen den Kurfürſten von Heſſen mache man e . Oborschlen. Bu ht vier = 
habe ſich für ſein Amend, auf die ita aloe Mt elgiſche Geſetzgebung be⸗ zwei Armeccorps mobil, wo zwei Regimenter genügt hätten, und dann bes | dito 34, 5, 3% D7an.1101) ba. e e eee 
rufen; er kenne die erſtere 1 wee aube a .. nicht, daß ee gmüge man ſich noch mit einem ſchwarzgelben Miniſterium. Unter folder | 4 153 4 1007, B dito Brior u — 450 b. 
gerade hinſichtlich formaler Verfaſſungs . en j . u. Mobilmachungspolitik babe gerade die Provinz Weſtſalen ſehr zu leiden. „ a sonure seh... 92 I 4 ba dito ier B.: — | 4108 br. 
tionellen Staat als Mufter nehmen dürfe. Die Beſtimmungen der belgischen] Die Einquartirungslaſt ſei ein indirektes Militärbudget, deſſen Höhe man | aan von 8 %% ba. 4250 Prior K. — 8 155 — 
Verſaſſung habe aber der Abg. Hagen doch nicht ganz genau mitgetheilt. erſt überſehen werde, wenn das jetzt befürwortete Geſetz vorgelegt werde. er Stadt-Obi, 400. dz. dito Prior E. — 40% 6 
Nach dem Art. 70 (der Redner verlieſt die betr. Beſtimmungen) müſſe die Abg. Reich r (Beckum). Der Antrag des Abg. Mallint Kur- u. Fenmürk.. 4% ½ bz ppold-Tarnow. 447 62 

in Helaſen i ten Dinstag des Novbr. ei g. Reichenſperge Lan e g. Mallintrodt | as co 4 101 ¼ ba. Pre- W. (st- Vof , 4 56 0 
Kammer in Belgien immer ſchon zum 2ten Dinstag des Nopbr. einberufen nehme nur einen von der Komm. überſehenen Geſichtspunkt auf. Die allge: | © Irommersehs +....1 Rhakilsche: sus. 14 034 4% br. 
werden; fie habe aljo 2 Monate längern Spielraum als bei uns, auch müfje | meine Tendenz, auf ftrenge Sonderung des Staats und Kommunalabgabe zu | 2} to meus ..... Alto (8) Pr, | — 5 110%°ba. 
dort der, Etat 10 Monate vor Anfang des Etatsjahres, „alſo nicht zum dringen, werde erſt Lichtung in das Steuerfpftem bringen. — Abg. Dr. W 8 2e, 5 dio Brion. 2 4 en 
1. März“, vorgelegt werden. Das Amend. würde einen verfafjungsmäßig ded: die Petitionen ſeien vorzugsweſſe herbeigeführt durch die Reorganifation | 2 | aito naus.......1 4 1 ea 
unausführbaren Zuſtand ſchaffen. Der Antragſteller müſſe aus ſeiner Sach⸗ der Armee, die Vermehrung des ftehenden Heeres ſeit 1860; fie führten ein. een ener. 55 Buhrort-Crofeid. | 31,3% Ul S., 
kenntniß heraus doch wiſſen, daß man alles vermeiden müffe, was nothwen⸗ mal klar vor Augen, welche drückende Nachtheile und Laſten außer der Erez . Aer 450 940 6 
dig zu Gtatsüberihreitungen führe. Dem Finanzminiſter bemerke er, daß er höhung des Budgets die Reorganiſatſon nach ſich zöge, wie die drückende Saft | © |Ponennche 4 05 bu. Wibekas Beim. 4% . 
ihn vorher mißverſtanden. Er habe nicht ein beſtimmtes Miniſterium in der Einquartierung für die Städte ſich vermehrte, und wie außerdem die] 3 Rzousstscho ......) A IM 8. dito Prior 3 . 
Heſſen verlangt, er habe nur geſagt, eine andere Regierung in Preußen | Städte durch eine nutzloſe Maſſe von Verzehrern bevöltert würden. Er würde 1 ES . 49 bz. 40 IN Em. en 5 — 0 
würde ſich dieſes Miniſterium in Kurheſſen nicht gefallen laſſen. Er müſſe] ſehr fete ſein, wenn die Sieg. die es in der Hand habe, hier endlich!? ee eee lo % — K d. 
die Duldung eines Miniſteriums Dehn⸗Rothfelſer, das noc ſchlimmer als Abhilfe zu ſchaffen, dieſe in der eife träfe, daß fie die Höhe der Armee auf | one.... 1109] . 
das Miniſterium Abse ſei, wodurch die Heſſen aus dem Regen unter die ein dem e entſprechendes Maß herabſetzte. — Abg. Roh den hält Deere Preuss. und ausl. Bank-Actlen. 
Traufe gekommen feien, ſelbſt von dem eigenen Bundeskags⸗ Stand pantt ven] den Antrag des Abg. d. Mallinfrodt für den geeigneteren und beantragt Ausländische Fonds. Div F. 
Regierung für eine Inconſequenz halten; denn die Entlaſſung den bisherigen | im Intereſſe einer größeren Majorität, die vom Abg. Freſe vorgeſchlagenen ] beter, Motel. .. 865% B- Berl. E-Verein. dj} 4 116% B 
Ministeriums babe die Regierung doch gefordert; mit demſelben Rechte konne Worte: in der bejtimmten Erwartung, „auch in dieſen Antrag mit aufzuneh-. 40 Ser e n, 44% . Ban td, 5 4 00% G 
fie auch die des jetzigen verlangen; da werde ihm wohl von keiner Seite] men.“ — Ref. Abg. Schneider (Wanzleben) rechtfertigt den Antrag der Amen Kia 2 105 . An Berl. Rz 7 | 6 8 
des Hauſes wiverſprochen werden. i I Lommiſſion und widerſpricht Namens derſelben entjchieden dem Amend. Mal- dito Pane debe 170% ba u. ee 1 1 1 be 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Vorredner habe der Regierung eine flinkrodt. Daſſelbe wolle erſt eine ak der Grundſätze; dieſe aber ftän- rag ene. Anleiho..| E | g. Coburg. Oxocit N 9 4% f. 
1 vorgeworfen, obwohl das Verfahren der Regierung ganz con- den ſchon ſeſt. Ein Jweifel wie ihm dasz Amend. ausdrücke, beſtehe in der] e e en ori 4 62% b, Darmet, Bottei) 9 6 8. 
equent geweſen ſei. Die Regierung war nicht berechtigt, auf die Einſetzung] Kommiſſion nicht. Die Komm. ſehe das Lästige der Einquärtierungslaſt na: | roin Pte | & 1 1 pa 0 . | KB. 
eines Miniſteriums in Heſſen binzuirten. Se. Mal ber König habe fi | mentlich in der ungleichen Vertheilung und wolle dieſer Ungerechtigkeit durch] due . Em. ..... 487% be. Diec.-Om.-Anthl. | 6 | A l . 
nur berechtigt gehalten, die Entlaſſung desjenigen Ministeriums zu fordern, eine geſetzliche Beſtimmun gefteuert wiſſen, d. h., durch eine Novelle zum | og ‚Op: 7 Fo — A un, Gond, e = FR 
welches zu dem Empfange des Abgeſandten Sr. Majeſtät beigetragen. Abſchnitt 4 des Servisreg ements von 1810. . — 35 8 S e 1 I 87 ba 
Abg. Reichenſperger (Beckum): Er werde den Ausflug nach Italien, Das Amend. des Abg. Dr. Freſe wird faſt einftimmig angenommen, das eu wenne. IE de. „ Ver. „ in 1 076 

und Kaſſel nicht mitmachen, ſondern zur Sache ſprechen. Er ſei zu ſeinem] Amend. Mallinkrodt dagegen abgelehnt und der Antrag der Komm. (mit dem a la — . an Lee 
Antrage gekommen, weil er dem Verdachte aus dem Wege gehen wollte, daß] Amend. Freſe) faſt einſtimmig angenommen (dagegen nur einige Mitglie-] Eufenbrg, „ 10 4 lu B. 
er ſich nicht mehr auf demſelben Standpunkte befände, als früher. Der] der der katholiſchen Fraktion und der Abg. v. Patow). detlon- Course. Magd. , [A 4 0 5 | 
Commiſſions⸗Antrag ſei nicht zmedmäßig, denn man konne demſelben eden. Abg. Schneider (Wanzleben) referirt hierauf mündlich über die Peti⸗ e . 
fo gut entſchläpfen, als man bisher der Perfaſſung entſchlüpft jei. Der] tion der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Minden, welche denſelben Ge⸗] aneh-Düssel...) 243% 0 B. . 11 Ska b 
Gelep-Entwurf der Commiſſion bedürfe der Zujtimmung aller Faktoren; er“ genſtand betrifft, und über die nun mündlich referirt wird, weil ſie ſpäter] Anch-Mastricht. | a . & % de. Pos. Proy.-Bank | 64 A * 
halte er dieſe nicht, jo ſeien alle Worte vergeblich. Sein Antrag bedürfe eingegangen it. Die Comm. empfiehlt: das Haus wolle beſchließen, dieſe F bi n 


Petitionen der Staatsreg. zur baldigen Abhilfe und als Verſtärkung des |D | Bezin-Annalter .| 8 | 4 140% br. Thüringer B ; 
gag dee Cann Beuel, wenn er auch mönbii teen wäcbe, act menfg | Br:Fer;nrt 1475 eee 
daß der Comm. Bericht, wenn er auch mündlich referirt würde, nicht wenige | Born Stoner Se | 
ſtens das Petitum und den Antrag der Comm. enthalte; das Haus habe 3 16165 124½ d. Menden 
beides erſt durch den Vortrag des Ref. kennen gelernt. Der Präſidentſ Oöta-Mindener .. 12, 8 
el Erforderliche veranlaſſen zu wollen. Der Comm. ⸗Antrag wird Be e A e 
ierauf angenommen. : ee 220 4 300 Bl. 

Eine Beiition des Reviſors Gaidde in Nordhauſen betrifft den Uebel: e 1104 ee 
ſtand, daß das auswärts, nicht am Wohnorte des Steuerpflichtigen belegene 1 „ 
Grundeigenthum wohl von dem Zuſchlage zur klaſſificirten Einkommenſteuer] Master Baumer 4 1 11 B. 
ausgenommen wird, daß aber dieſelbe Begünſtigung bei der Klaſſenſteuer] Neiese-Brieger . 3½ A 172% ba. 
nicht eintritt. Die Comm. beantragt: die Petition der Staatsreg. zur Ber | Ae. 1 11 
rücksichtigung und mit dem Antrage zu überweiſen, den Entw. der Städte⸗ Won, J 3 21 4 


) i 462 4 63¼ bz. 
ordnun elcher in der letzten Seſſion vorgelegen hat, und der die Be] dito brlon . zn [Aal . 
Re 5 N a ah Obarschtse. K. . 770182 4 102 ba. 


dieſer Zuſtimmung nicht, denn wenn derſelbe angenommen werde, ſo bleibe 
70 onen etwas. Sein Antrag ſchwebe aljo nicht ſo in der Luft, als 
uptet worden. 5 8 
be zg Waldeck: Er habe bei dieſer Gelegenheit gar nicht ſprechen wollen, 
weil er glaubte, daß die Sache etwa in einer Stunde hätte erledigt werden 
können. Der Abg. v. Vincke habe bei diefer reinen Budgetfrage einen Kampf 
eröffnet, der für den unbefangenen Zuſchauer den Anſchein hatte, als ob ſich 
die Parteien hier auf Tod und Leben gegenüberſtänden. Hier komme es nur 
auf die Wahrheit an, und das fei eben der Grund, weshalb der Abg. für 
Stargard jetzt ſo iſolirt ſtehe, weil er einer Partei ſich gegeuüber ſehe, der 
es nur a die Wahrheit ankomme, nicht aber auf Scheingefechte und Ue⸗ 
bungen des Witzes. (Beifall.) Ein Uſus, wie ihn der Abg. angeführt habe, 
führe, nach den gemachten Erfahrungen, welche man gemacht habe, hundert 


nd laufend Dinge in die Debatte, die nicht dahin gehören und worüber a 

das or verabſäumt werde; aus dieſem Uſus habe ſich die Erfahrung] ſchwerde vollſtändig erledigt, dem Landtage baldigſt und ſpäteſtens in der 

ergeben, daß man nach einer ſarfen Oppofition dennoch das bewilligt, was] nächſten Seflion als Geſeßentwurt wieder zugehen zu lafien. 5 

e bewilligen wollen. Worte ſeien keine Thaten. Bewilligen Das Haus nimmt dieſen, ſowie bei den folgenden Petitionen die Com⸗ * Breslau, 26. Juni. Wind: Weit, Wetter: regnicht. Thermometer 

oder nicht 8 wären Thaten geweſen. Der Redner empfiehlt demnächſt] miſſions⸗Anträge auf T. O. ohne Discuſſion an. Früh 10 Wärme. Die Nachfrage zeigte ſich heut für Getreide weniger 
den Hagenſchen rag . : Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nachſte Sitzung Freitag 9 Uhr. animirt und waren Preiſe mit Ausnahme für Roggen ſchwach behauptet. 

bg. Virchow: Wenn 1 v. Vince glaube, daß die Thaten, welche] Tagesordnung: Verträge mit Japan, Chili; Vorlage wegen ber Stem: Weizen ruhiger; pr. Söpfd. meiper 75—87 Sgr., gelber 75—86 Sgr. 

orte ſeien, ſo irre er ſehr. Thaten jeien | pelmarken; Bericht der Budget⸗Comm. wegen der Rechnung von 1859; Be- — Roggen in Filet Haltung; pr. BApfo, 54—57—60—61 Sgr. — Gerſte 

Beſchlüſſe, und darin beſtehe eben der Unterſchied, daß v. Vincke Worte] richt über den v. Roon'ſchen Antrag wegen Ausführung des Art. 9; Bericht billiger erlaſſen; pr. 70pfd. 30 7 —40 155 de weiße über Notiz bez. 

wolle, (der Redner) und feine Partei aber Beſchlüſſe ſſſe Bravo.) Die der Unterrichts⸗Commiſſion wegen Einführung der Stenographie als Schul-]. Hafer nicht ohne Frage: pr. DOpfd. ſckleſſcho 2874-27 Sgr. — Erb: 

unterricht. ſen ohne At — Wicken geſchäftslos. — Bohnen zubig, — Delfaas 

ten beachtet, für ſehr trockene Waare über Notiz zu bedingen. — Schlag 


3 5 ion. r zweite Theil des Antrages ſei ebenfalls F . i + 
mch ebe 15 went Mat 15 daß — dal a an.] —* Breslau, 256. Juni. [Feuersgefahr.] Geſtern Abend war in lein wenig gefragt Sgt. pr. Schl. Sgr. pr. Schff 
15 Geſetze verſenden konne, jo werde er dagegen auch nichts einzuwenden] dem Hauſe Neumarkt Nr. 27 des Kfm. Grützner durch Unvorſichtigkeit eines N r EAN ff 

07 wie ja auch der Präſtdent dieſes Hauſes mit den Druckſachen des] Dienſtmädchens ein Gardinenbrand entſtanden, der aber von den Haus⸗ Weißer Weizen 72—80—88 Erbſen. 5 
ba gelöſten Hauſes auch nicht anders verfahren ſei. bewohnern bald geloſcht wurde, ſo daß die herbeigeholte Feuerwehr nicht Gelber Weiſen -- 72—80—87 Widen . . .. 33—37—40 
aufg ed kuſſton wird geſchloſſen. Abg. v. Binde vertheibigt ich in per. exit in Thätigkeit kam. 5 n NI In 

li ie Erwiderung des Abg. Waldeck; Er ſei ans N 2 PPPf/ . : we .. — 
1 Monden ud gur Jer heiten berechtigt Dem Abg. Virchow Breslau, 26. Juni. [Diebſtähle. Geſtohlen wurden: Ohlauerſtraße Ger fe ere 01 29% 
es irt er zu der „ihm alle Ehre machenden“ ſanguiniſchen Anſchauung,] Nr. 52 ein graues Shawltuch, eine ſchwarzſeidene Mantille, ein ſchwarz⸗[ Hafer 23—25—28 Winterrübſen . 210—226—246 


afer 

eidener Frauenrock ohne Taille, eine rothe Bettdecke und ein meſſingnes Kleeſaat, rothe wegen hoher Forderung beſchränkter Umſatz, 6—9 bis 

DR Heil mit Bolzen; in der Hoffmannjhen Wagenbauanſtalt, einem da⸗ 10—11—12 Thlr., weiße 6—9—13—15—16 Thlr. 

ſelbſt beſchäftigten Arbeitsmanne aus der Taſche ſeines Rockes, den er Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. netto 22—25 Sgr. 

während der Arbeit abgelegt hatte, eine ſilberne Taſchenuhr mit ſilber⸗ Vor der Börſe. 

ner Kette. SR: Rohes Rübbl pr. Gtr. loco und nahe Termine 14%, Thlr., pr. Herbſt 
Packetchen mit Chemikalien, ſignirt HL, |14 Thlr. Geld. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr., 


Verloren wurde: ein kleines 0 
1181 Schweidnitz. Sommermonate und Herbſtlieferung 18% Thlr. Br. 


i er Majorität (dagegen nur ein Theil der 5 
Ahe ee W a 5 NER SEIEN La Poſen, 25. Juni. Wetter: veränderlich. Roggen: matt eröffnend, 
Man geht hierauf zur Berathung des Ha 55 1 25. Juni 10 U. — 105 21. 7,97 +98 155 1 1 8 METER 055 etnas Jun g 48 1 Ben. 5 —— ae 1 20 8 
i i eſtellt war. g. Müller (Anklam)] 26. Juni 6 U. Morg.] 27 7,74 | + J. eberwölkt. . r., Juni⸗Juli ez. u. Br., „ Juli⸗Augu r. 
der zur münbfichen Serichten Kahn ei 5 8 f b Auguſt⸗Septemder do., September-Oftober 44 Br., 43% Gld., October⸗ 


— — 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. November 43% Br. 
Boris 2 Nich Nachm. an Die proz. begann bei ſtarkem Ans Spiritus: lau, Gef. 27,000 Ort, Loco per d. Monat 17% gr u. 
ebot zu 68, 55, wich bis 68, 35 und ſchloß ziemlich matt zur Notiz. Br., Juli 17/2 bez. u. Gld., % Br., Auguſt 17% bez. u. Br. % Gld., 
Sonjols von Mittags 12 Uhr waren 91% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: September 17% Gld., % Br., Oktober 75 Br., Novbr. 17% Br. 
Müller⸗Anklam) 197 7 1 115 55 Zproz. Ren ae 110 a Abe Nahe 2 State Fisenbabn, Ar i artwig Kantorowicz Söhne. 

i 1 dieſen Antrag genehmigt das Haus ohne] Spanier 44. er⸗Anleihe —. eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 512.— f f 
n 5 1 Eredit⸗mobilier⸗Aktien 851. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 612. Oeſterr. Credit⸗ Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 

Aktien — 8 Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


we en | 
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iſt gieferent. Wie mitgetheilt, ſchlägt die Kommiſſion Annahme der Vorlage 
N 155 motivirt dieselbe mit Hindeutung auf die Vortheile, welche Preu⸗ 
ßen aus dieſem Vertrage erwachſen würden, Das Haus ſtimmt dem An⸗ 


* 


